Wichtige Hinweise im Rahmen von Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe:
Sehr geehrte Damen,

sehr geehrte Herren,

für den Fall, dass Sie nicht in der Lage sind, die hier anfallenden Gebühren für eine Beratung bzw. für eine Vertretung vor Gericht zu zahlen, gibt es die Möglichkeit, Beratungshilfe bzw. Prozesskostenhilfe zu beantragen. Nicht von der PKH erfasst sind Kosten, die in einem Rechtsstreit der anderen Partei entstehen.
Wird Ihnen Beratungshilfe bzw. Prozesskostenhilfe durch das Gericht bewilligt, übernimmt die Staatskasse die anfallenden außergerichtlichen bzw. gerichtlichen Kosten. 

Wir müssen Sie jedoch auf Folgendes hinweisen:

1. Aufhebung der Bewilligung der Beratungshilfe gem. § 6 a BerHG n.F.

Falls Sie auf Grund der Beratung Kapital erlangen müssen Sie damit rechnen, dass die Beratungshilfe aufgehoben wird und das volle Honorar zur Zahlung fällig wird. Sie sind deshalb verpflichtet, uns unaufgefordert nachträgliche Verbesserungen Ihres Einkommen oder Kapitals mitzuteilen. Die Aufhebung der Beratungshilfe erfolgt, wenn Sie wegen des erlangten Kapitals die Voraussetzungen für die Beratungshilfe nachträglich nicht mehr erfüllen.

2. Aufhebung der Prozesskostenhilfe

Im Rahmen der bewilligten Prozesskostenhilfe sind Sie verpflichtet, unaufgefordert Verbesserungen im Einkommen (z.B. des Bruttoeinkommens, Reduzierung oder Wegfall von Abzugspositionen) dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. 

Darüber hinaus sind Sie verpflichtet, sowohl dem Gericht als auch uns unaufgefordert Ihre neue Adresse mitzuteilen. 

Für den Fall, dass nachträgliche Verbesserungen des Einkommens absichtlich oder aus grober Fahrlässigkeit unrichtig oder nicht unverzüglich mitgeteilt werden, soll das Gericht die Bewilligung der Prozesskostenhilfe aufheben.

Auch nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens hat das Gericht zu prüfen, ob das was aus dem betreffenden Gerichtsverfahren erlangt worden ist, für die Zahlung von Prozesskosten einzusetzen ist. Auch hier besteht die Möglichkeit, dass auf Grund des erlangten Kapitals die Prozesskostenhilfe aufgehoben wird. 

Belehrt und zur Kenntnis genommen:

Lippstadt, den ---------------------
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